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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

diese Frühjahrsausgabe steht ganz unter dem 

Motto: „Jede Herausforderung birgt die Chance 

zur Teilhabe“.

Herausforderungen finden sich dabei in der aktuellen 

Zeit mehr als genug. Genannt sei dabei beispielswei-

se die überraschende Ankündigung des Finanzmi-

nisteriums, die Anträge der Kolleginnen und Kolle-

gen auf amtsangemessene Besoldung abzulehnen. 

Nicht nur die Konsequenzen dieser Pläne für alle 

betroffenen Landesbediensteten, sondern auch die 

Symbolik nach innen und außen wiegen schwer, wie 

Sie im Einzelnen unserer Pressemitteilung entneh-

men können. Auch die Personalgewinnung wird zu 

einer immer größeren Herausforderung. Dieser will 

das Justizministerium nun begegnen, indem bei den 

Staatsanwaltschaften Volljuristinnen und Volljuristen 

als Amtsanwältinnen und Amtsanwälte eingestellt 

werden sollen. Unsere Stellungnahme hierzu finden 

Sie ebenfalls in diesem Heft.

Eine weitere Herausforderung, aber auch eine gro-

ße Chance stellt die Einführung der eAkte in Straf-

sachen dar. Über diese sprach Generalstaatsan-

walt Frank Rebmann mit Johanna Rilling und 

Markus Wagner und betonte dabei insbesondere 

die Bedeutung der engagierten Teilhabe der Kolle-

ginnen und Kollegen, damit dieser Meilenstein er-

folgreich gemeistert wird. Auch gibt er Einblicke in 

seine Gedanken zu der vor allem für die Staatsan-

waltschaften dringende Frage der Personalgewin-

nung und erzählt von seiner ganz persönlichen Mo-

tivation, Teil der Justiz zu sein.

Über aktuelle bundesweite Herausforderungen der 

Justiz wurde Anfang April auf der Bundesvertreter-

versammlung des DRB diskutiert, an der neun Ver-

treterinnen und Vertreter aus Baden-Württemberg 

teilnahmen. Außerdem wurde ein neues Präsidium 

gewählt. Wir freuen uns 

sehr, dass das Land Ba-

den-Württemberg dort ab 

sofort durch Hanna Kühl 

vertreten sein wird. 

Das Thema Chancen auf 

dem Karriereweg prägte 

dagegen das JuRiStA-Seminar, welches Ende April 

stattfand und auf welchem Assessorinnen und As-

sessoren insbesondere über Abordnungen auf Bun-

desebene und international informiert wurden und 

mit der Präsidentin des BGH, Bettina Limperg, und 

weiteren hochkarätigen Vortragenden ins persönli-

che Gespräch kommen durften.

Auch verbandsintern gibt es Neuerungen. Denn 

nicht nur die Strafjustiz, sondern auch der Verband 

wird digitaler. In wenigen Wochen wird die App des 

DRB BW zum Download bereitstehen und damit 

neue Chancen zur Teilhabe im Verband eröffnen.

Zum guten Schluss finden Sie hier nützliche Informa-

tionen über aktuelle Entwicklungen zum Versiche-

rungsschutz für Verbandsmitglieder, Tipps für eine 

schnellere Bearbeitung Ihrer Beihilfeanträge und eine 

Übersicht über die Verbandstermine 2025. Auf einen 

der Termine darf ich Sie bereits jetzt besonders hin-

weisen und Sie herzlich zu unserer Mitgliederver-

sammlung am 04.07.2025 um 10:30 Uhr am Amts-

gericht Stuttgart im Fritz-Bauer-Saal einladen. Gerne 

begrüßen wir zum öffentlichen Teil der Veranstaltung 

ab 13:00 Uhr, bei welchem unter anderem Ministerin 

Marion Gentges und weitere Vertreterinnen und Ver-

treter aus dem Landtag sprechen werden, auch alle 

interessierten Kolleginnen und Kollegen, die (bisher) 

keine Mitglieder im DRB BW sind.

Ich wünsche Ihnen viel Freude beim Lesen!

Ihre Kim Falke

Kim Falke
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INTERVIEW MIT GENERALSTAATSANWALT  

FRANK REBMANN

INTERVIEW

GenSta Frank Rebmann

Lieber Herr Rebmann, Sie blicken nun auf ein 

knappes Jahr Ihrer Tätigkeit als Leiter der Gene-

ralstaatsanwaltschaft Stuttgart zurück. Würden 

Sie sagen, Sie sind im Amt angekommen? Gibt es 

ein erstes Fazit?

Tatsächlich meine ich, dass 

ich sehr gut im Amt ange-

kommen bin. Dies liegt zu al-

lererst daran, dass Herr Brau-

neisen mir eine bestens 

aufgestellte Behörde überge-

ben hat mit vielen fachlich 

hoch qualifizierten und enga-

gierten Kolleginnen und Kolle-

gen. Hier erlebe ich wieder 

das, was ich bei Staatsan-

waltschaften schätze: Team-

arbeit. Man erörtert gemein-

sam Probleme, diskutiert und 

sucht die beste Lösung. Im 

Bezirk selbst war es mir wich-

tig, möglichst schnell einen ersten Eindruck von allen 

Behörden zu bekommen. Deshalb habe ich letztes 

Jahr alle Staatsanwaltschaften besucht, um mit mög-

lichst vielen Kolleginnen und Kollegen aus allen Diens-

ten ins Gespräch zu kommen. Natürlich wollte ich mir 

auch einen persönlichen Eindruck von den Behörden, 

ihrer Unterbringung sowie ihrer Ausstattung machen. 

Wichtig war es mir zudem, persönliche Gesprächskon-

takte zu knüpfen. Schwerpunkte der Gespräche waren 

natürlich die eStrafakte, aber auch Fragen der Perso-

nalverwaltung, -entwicklung und -führung. Gerade auf 

diesem Feld gibt es viele Wünsche. So geht es etwa 

um mehr Transparenz, mehr Offenheit, aber auch mehr 

Klarheit und Nachvollziehbarkeit bei Personalentschei-

dungen. Dem wird man Rechnung tragen müssen; 

dem möchte ich in meinem Bereich auch Rechnung 

tragen. Daher fand ich das erste Jahr einerseits sehr 

herausfordernd, weil die Aufgaben sehr vielfältig sind,  

aber andererseits auch ungemein befriedigend. Gera-

de den Kontakt und das persönliche Gespräch mit vie-

len, sehr engagierten und motivierten Kolleginnen und 

Kollegen fand ich ungemein bereichernd. 

Die Einführung der eAkte in der Strafjustiz ist – wie 

Sie es selbst bereits in der Vergangenheit be-

zeichnet haben – ein Kraftakt, der uns dieses Jahr 

noch intensiv beschäftigen wird. Was ist aus Ihrer 

Sicht die größte Herausforderung, die uns bei der 

flächendeckenden Implementierung der eStrafak-

te bevorsteht?

Die Staatsanwaltschaften stehen aufgrund der stark 

gestiegenen Verfahrenszahlen über alle Dienste hin-

weg unter einem erheblichen Arbeitsdruck,  der viele 

Kolleginnen und Kollegen an die Grenzen ihrer Belast-

barkeit bringt. Die Konsequenzen sind sichtbar: stei-

gende Bestandszahlen und Jahresfälle. Die Aufwän-

de, die mit der Einführung der eStrafakte unter hohem 

zeitlichen Druck verbunden sind, kommen nun hinzu. 

Auf der anderen Seite habe ich bei meinen Besuchen 

bei den Staatsanwaltschaften mitgenommen, dass 

die Kolleginnen und Kollegen zwar zum einen Res-

pekt – einzelne vielleicht auch Furcht – vor der Einfüh-

rung der eAkte haben, aber auch ungemein motiviert 

und eigentlich froh sind, dass diese jetzt endlich 

kommt. Schließlich haben sich alle Behörden organi-

satorisch bestens auf die Einführung vorbereitet.

Bei der Nachschau in Ulm vor wenigen Wochen haben 

mir insbesondere die jüngeren Kolleginnen und Kolle-

gen deutlich zu verstehen gegeben, dass sie sich ein 

Arbeiten ohne eStrafakte gar nicht mehr vorstellen kön-

nen. Sie sind überzeugt, dass dieser Modernisierungs-

schritt genau das ist, was die Justiz braucht. Wir haben 

angesichts der Rahmenbedingungen einen Kraftakt 

vor uns. Die ersten Monate werden sicher besonders 

herausfordernd werden, weil wir uns auf eine gänzlich 

neue Form der Arbeit umstellen müssen. Wenn sich die 

neuen Abläufe eingespielt haben, bin ich sicher, dass 

die eStrafakte ein Gewinn für alle Kolleginnen und Kol-

legen sein wird. Zudem bin ich überzeugt, dass die 

eStrafakte ein wichtiger Baustein für die Modernisie-
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rung der Justiz sein wird und damit auch ein wichtiger 

Baustein für die Nachwuchsgewinnung. Das gilt unein-

geschränkt über alle Dienste hinweg. 

Wie sind die Erfahrungen mit Performance und 

technischer Leistungsfähigkeit bislang? 

Die Staatsanwaltschaft Ulm hat die eStrafakte über 

mehrere Jahre pilotiert, was ein sehr herausfordernder 

und nervenaufreibender Prozess war. Hierfür gebührt 

allen Kolleginnen und Kollegen, die sich dieser Aufgabe 

gestellt haben, ein ganz herzlicher Dank! Als ich vor ei-

nem Jahr das erste Mal in Ulm war, haben mir die dor-

tigen Kollegen bestätigt, dass die damals aktuelle Ver-

sion eine Version sei, die man guten Gewissens 

ausrollen könne. Natürlich haben sie auch geschildert, 

dass es in Zeiten, in denen viele auf die eStrafakte zu-

greifen, zu Performanceeinbußen kommen kann. Dies 

hat allerdings nicht dazu geführt, dass die Kolleginnen 

und Kollegen das Produkt eStrafakte ablehnen, son-

dern dass sie dies für ihre Arbeit weiterhin als gewinn-

bringend ansehen. Nur vor diesem Hintergrund ist es 

auch erklärlich, dass sie sich dieser Pilotierungsaufga-

be mit so viel Engagement gestellt haben.

Aus Gesprächen mit dem IuK-Fachzentrum weiß ich, 

dass man gemeinsam mit dem Dienstleister perma-

nent daran arbeitet, das Thema Performance sowie 

das Produkt insgesamt zu verbessern. Ich glaube, die 

Anfangsschwierigkeiten, die aus der Pilotierungspha-

se in Ulm bekannt wurden, beeinflussen immer noch 

das Meinungsbild einiger und führen zu Vorbehalten. 

Deshalb ist es wichtig, dass sich alle zeitnah von der 

aktuellen Qualität des Produktes überzeugen können.

Was die Personalausstattung angeht, müssen wir 
seit längerer Zeit im staatsanwaltschaftlichen Be-
reich mit einem Deckungsgrad im Bereich von 80 
Prozent arbeiten. Wie sind da die Perspektiven 
aus Ihrer Sicht? Kommen wir da zeitnah zu Ver-
besserungen, gerade vor dem Hintergrund der 
neu geschaffenen Stellen und der Bewerberzah-

len, die wir die letzten Jahre hatten? 

Die Verfahrenseingänge sind zwischen 2014 und 2023 

um 28 Prozent gestiegen. Im letzten Jahr gab es einen 

leichten Rückgang um etwa 3 Prozent. Aus diesem 

Höchststand an Eingängen resultiert letztlich die ange-

spannte Personalsituation. Das Justizministerium und 

der Haushaltsgesetzgeber haben hierauf frühzeitig re-

agiert und über Jahre zusätzliche Stellen im höheren 

Dienst geschaffen und besetzt. Dies hat allerdings an-

gesichts der unerwartet starken Verfahrensanstiege 

letztlich nie gereicht. Aktuell beträgt der Deckungsgrad 

bei den Staatsanwaltschaften im höheren Dienst 85 

Prozent, das heißt, es fehlen insgesamt noch 134 

Staatsanwälte bis zur Vollausstattung. Dankenswerter-

weise hat der Haushaltsgesetzgeber den Vorschlag 

des Justizministeriums aufgegriffen und im Doppel-

haushalt 2025/2026 über 100 weitere Stellen für die 

Staatsanwaltschaften im höheren Dienst bewilligt. Ge-

lingt deren Besetzung, sind wir sehr nahe an einer Voll-

ausstattung. Allerdings wird die Besetzung für das Jus-

tizministerium angesichts der großen 

Konkurrenzsituation eine riesige Herausforderung. 

Letztlich kann dies nur gelingen, wenn wir alle bei der 

Personal- und Nachwuchsgewinnung mitwirken. Dies 

gilt für jeden einzelnen Staatsanwalt und Richter. Denn 

wir haben die einzigartige Chance, dass wir den juristi-

schen Nachwuchs im Referendariat über mehrere Mo-

nate in unseren Behörden ausbilden. Wir haben damit 

die Möglichkeit, wirklich geeignete und qualifizierte Re-

ferendarinnen und Referendare anzusprechen und für 

die Justiz zu gewinnen. Mit Blick auf die Nachwuchs-

gewinnung sollte jeder daher seine Worte über den ei-

genen Arbeitgeber Justiz sorgfältig wägen. Defätismus 

halte ich an der Stelle für völlig fehl am Platze und auch 

in der Sache nicht für gerechtfertigt. Die Justiz ist ein 

attraktiver Arbeitgeber, bietet ein spannendes, vielfälti-

ges, herausforderndes Betätigungsfeld und eine Vielfalt 

an Aufgaben, die bei kaum einem anderen Arbeitgeber 

im juristischen Bereich in dieser Breite geboten wird. 

Aber wir sind uns einig: Die Rahmenbedingungen ins-

gesamt müssen trotzdem stimmen. Das gilt an erster 

Stelle für das Thema Besoldung. Da muss deutlich 

nachgesteuert werden. 

Da haben Sie die Anschlussfrage bereits vorweg-
genommen: was fordern Sie konkret von der Poli-
tik, um sicherzustellen, dass die Personalausstat-

tung auf lange Sicht gewährleistet werden kann?

Die Konkurrenz im Bereich der TOP-Juristen ist groß, 

und die Gehälter in der Justiz sind in diesem Segment 

schon lange nicht mehr konkurrenzfähig. Daher muss 

die Besoldung besser werden, und zwar letztlich für 

alle Dienste. Deutschland gehört europaweit zu den 

Schlusslichtern bei der Besoldung von Richterinnen 
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und Richtern, Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälten und wird hierfür seit 

Jahren von der EU gerügt. Die Politik ist 

gefordert, diese Mahnungen von euro-

päischer Seite ernst zu nehmen. Haus-

haltsnöte können es nicht rechtfertigen, 

dass man die Justiz nicht mit ausrei-

chendem und hochqualifiziertem Perso-

nal ausstattet. Die Justiz als einen der 

wesentlichen Pfeiler des demokrati-

schen Rechtsstaates, der gegenwärtig 

nicht nur global, sondern gerade auch in 

Europa zunehmend unter Druck gerät, 

sollte uns eine im europäischen Ver-

gleich angemessene Vergütung seiner 

Repräsentanten wert sein.

Deutschland wurde neben anderen 
Ländern von EU-Kommission und 
EuGH hinsichtlich der Weisungsab-

hängigkeit der Staatsanwälte kritisiert; auch aus 
unseren eigenen Reihen kommt immer wieder die 
Forderung, das externe Weisungsrecht abzuschaf-
fen. Sie haben sich bereits in der Vergangenheit 
kritisch dazu geäußert. Könnten Sie erläutern, wel-

che konkreten Risiken Sie dabei sehen?

Rein praktisch sehe ich für Baden-Württemberg an-

gesichts der bisher restriktiven Handhabung keinen 

Anlass, das Weisungsrecht abzuschaffen. Allerdings 

muss man erkennen, dass sowohl bei den Landtags-

wahlen im Osten als auch bei der aktuellen Bundes-

tagswahl die Ränder zulasten der Mitte deutlich er-

starkt sind, was für die Zukunft des Rechtsstaats zu 

einer großen Herausforderung führen kann. Insofern 

ist die Diskussion über das externe Weisungsrecht 

nach wie vor aktuell. Es geht darum, die Staatsan-

waltschaften vor sachfremden Weisungen zu schüt-

zen. Allerdings bin ich der Auffassung, dass das ex-

terne Weisungsrecht bei unserer gegenwärtigen 

Verfassungslage nicht vollständig abgeschafft werden 

kann. Das Demokratieprinzip verlangt, dass alle exe-

kutive Gewalt – und die Staatsanwaltschaften gehö-

ren zur Exekutive – letztlich in einer ununterbrochenen 

Legitimationskette auf den Souverän, das Volk, zu-

rückzuführen ist. Solange die Staatsanwaltschaften 

der Exekutive zugeordnet sind, wird man eine voll-

ständige Abschaffung des Weisungsrechts nicht ver-

fassungsrechtssicher erreichen können. 

Allerdings sollte in Erwägung gezogen werden, das 

Weisungsrecht einzuhegen. So sollten Weisungen im 

Einzelfall künftig ausschließlich schriftlich erteilt und 

mit einer Begründung versehen werden. Zudem soll-

ten Weisungen ausschließlich über die Generalstaats-

anwaltschaften an die nachgeordneten Behörden er-

teilt werden. Damit könnte mehr Transparenz 

geschaffen und der böse Anschein  der unlauteren 

Einflussnahme auf strafrechtliche Ermittlungen ver-

mieden werden. Das Thema ist natürlich im Fluss, und 

ich finde es wichtig, dass es im Mai Gegenstand der 

Arbeitstagung der deutschen Generalstaatsanwälte 

und dem Generalbundesanwalt sein wird. Ich freue 

mich auf den Austausch. Vor allem interessieren mich 

die Argumente der Kolleginnen und Kollegen, die es 

bereits jetzt für möglich halten, das externe Weisungs-

recht abzuschaffen. 

Woraus schöpfen Sie Ihre persönliche Motiva-
tion, und was würden Sie jungen Juristinnen 
und Juristen raten, die eine Karriere in der Jus-

tiz anstreben?

Meine persönliche Motivation schöpfe ich aus der Ar-

beit selbst. Ich habe unheimlich viel Freude an der 

Arbeit. Egal welche Aufgabe mir in der Vergangenheit 

übertragen wurde, ich habe diese immer voller Lei-

denschaft erfüllt und mich stets darum bemüht, mein 

Bestmöglichstes zu geben. Dabei stand für mich im-

mer die Zusammenarbeit mit den Kolleginnen und 

Kollegen im Mittelpunkt. Die Justiz zeichnet in beson-

derem Maße aus, dass der Teamgedanke tatsächlich 

gelebt wird. Ich liebe den fachlichen Austausch auf 

hohem Niveau, vor allem aber auch den persönlichen 

Kontakt und das vertrauensvolle Miteinander. 

Das Entscheidende, was für eine Karriere in der 

Justiz spricht, ist aus meiner Sicht neben der aus-

geprägten Teamarbeit die Vielfalt an herausfordern-

den und sinnstiftenden Aufgaben, die man so sonst 

nirgends findet. Was die Karriereplanung angeht, 

würde ich jungen Kolleginnen und Kollegen raten: 

Gas geben, mit viel Freude und Leidenschaft täg-

lich das Beste geben.

Herr Rebmann, wir bedanken uns bei Ihnen für 

das Interview.

Das Interview führten 

Johanna Rilling und Markus Wagner

Johanna Rilling

Markus Wagner



mitteilungen 1/2025	 7

AUS DEM VERBAND

Ab Sommer 2025 auf Ihrem 

Smartphone und Tablet

Es ist endlich soweit: Die App des DRB BW wird im 

Sommer dieses Jahres auf allen Smartphones und Ta-

blets kostenlos zum Download bereitstehen. Die vom 

DRB BW beauftragte Wilke Mediengruppe hat in den 

letzten Monaten in enger Abstimmung mit dem ge-

schäftsführenden Vorstand des DRB BW die Funktio-

nen und das Design der App erarbeitet und diese nun 

in Produktion gegeben. Es bleiben somit nur noch we-

nige Wochen bis zum sogenannten „Kick-Off“.

Wir sind sicher, auch diejenigen, die nun seufzend den-

ken: „nicht schon wieder eine App“, werden schnell 

überzeugt sein. Denn die App bietet umfassende Mög-

lichkeiten, unser Verbandsleben moderner und interak-

tiver zu gestalten, einfacher mitzuwirken, die vielfältigen 

Tätigkeiten des DRB BW – auf Bezirksgruppen- und auf 

Landesebene – präsenter zu machen und die Vernet-

zung untereinander zu erleichtern, mithin einen echten 

Mehrwert für den DRB BW und auch Sie persönlich. So 

haben Sie mit nur einem Klick Zugriff auf alle relevanten 

Verbandsinformationen und Dokumente sowie die ein-

fache Möglichkeit, sich aktiv an der Meinungsbildung im 

Verband zu beteiligen und sich mit den anderen Mitglie-

dern des DRB BW zu vernetzen und zu organisieren. 

Folgende „Features“ wird die App bieten:

Alle Informationen auf einen Blick

Mitglieder des DRB BW sowie auch alle anderen Interes-

sierten können sich über den hauseigenen „Newsfeed“ 

auf dem Laufenden halten. In Zukunft wird der DRB BW 

in der App über aktuelle Themen, neue Stellungnahmen, 

die Tätigkeiten der Bezirksgruppen und des geschäfts-

führenden Vorstands sowie über anstehende Veranstal-

tungen informieren. Durch die Möglichkeit der Zulassung 

von Push-Benachrichtigungen bekommen Sie diese In-

formationen ohne zeitliche Verzögerung und ohne, dass 

Sie selbst aktiv nach diesen Informationen suchen müs-

sen. Auch die Mitteilungshefte können Sie – ob Mitglied 

oder Interessierte/r – jederzeit lesen und die Archive 

durchforsten. Für die Mitglieder steht darüber hinaus 

auch die DRiZ jederzeit und überall zur Verfügung.

EIN SCHRITT IN DIE ZUKUNFT DES VERBANDSLEBENS:

DIE APP DES DRB BW

Exklusiv für Mitglieder: einfache Vernetzung und Teilhabe

Für die Mitglieder des DRB BW hält die App außerdem viele weitere 

Funktionen bereit. Mithilfe von Umfragen wird der Landesverband 

Stimmungsbilder einholen – sei es zu inhaltlichen Themen, als Feed-

back oder zu organisatorischen Fragen. Auch bei Veranstaltungen 

können sich die Mitglieder dadurch einbringen.

Ihnen brennt außerdem eine wichtige Frage auf den Nägeln? Über 

die Chatfunktion ist eine Kontaktaufnahme zu den anderen Mitglie-

dern, zu den Bezirksgruppen und zum geschäftsführenden Vorstand 

unkompliziert und schnell möglich. Für eine leichtere Vernetzung 

sorgt auch die integrierte Gruppen-Funktion. So können z. B. die 

Bezirksgruppen eigene Untergruppen gründen, in welchen nicht nur 

gechattet, sondern auch Dokumente, Formulare und Fotos abge-

speichert und geteilt werden. Auch in diesen Gruppen ist es möglich, 

Veranstaltungen zu planen und Neuigkeiten zu teilen.

Wie geht es weiter?

Sie sehen, der Download lohnt sich auf jeden Fall. Sobald die App in 

den App Stores zur Verfügung steht, wird Sie der DRB BW darüber 

informieren. Die Mitglieder werden außerdem einen Code erhalten, 

mit welchem sie sich in der App anmelden können, um Zugang zu 

den exklusiven Funktionen für Mitglieder zu bekommen. Die Bezirks-

gruppenvorstände werden als sog. 

„Admins“ der Untergruppen einen 

kurzweiligen Einführungsworkshop er-

halten, sodass alles reibungslos funkti-

oniert. Für die Beantwortung offener 

Fragen können Sie sich außerdem je-

derzeit an Kim Falke und den restlichen 

geschäftsführenden Vorstand des DRB 

BW wenden – natürlich auch gerne ein-

fach im Chat der App. Kim Falke
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AUS DEM VERBAND

NACHBERICHT

DER BUNDESVORSTANDSSITZUNG UND DER  

BUNDESVERTRETERVERSAMMLUNG DES DRB  

IN BERLIN AM 10./11. APRIL 2025

„Kommse rin, könnse rauskieken!“ würde der Berliner 

sagen, als sich die Türen der Vertretung des Freistaats 

Bayern beim Bund in Berlin für die Mitglieder des 

Deutschen Richterbunds öffnen. Dort fand am 10. 

und 11. April 2025 die Sitzung des Bundesvorstands, 

die Assessorenvertreterversammlung und die Bun-

desvertreterversammlung statt.

Zur Erläuterung: Der Bundesvorstand des DRB be-

steht aus dem Präsidium, das die laufenden Geschäf-

te des Verbandes führt, sowie Vertretern aus den Mit-

gliedsverbänden der Länder, der obersten 

Bundesgerichte und der Fachgerichtsbarkeiten. Er 

trifft sich halbjährlich an wechselnden Orten. Die Bun-

desvertreterversammlung ist aus Vertretern aller Mit-

gliedsverbände zusammengesetzt, die ihre Delegier-

ten nach einem in der Satzung festgelegten Schlüssel 

entsenden. Sie kommt regelmäßig alle 18 Monate 

zusammen, fasst die grundlegenden Beschlüsse zur 

Verbandspolitik und wählt das Präsidium. 

Für den Landesverband Baden-Württemberg nah-

men an der zweitägigen Veranstaltung teil: unser Lan-

desvorsitzender Andreas Brilla, die Ehrenmitglieder 

Wulf Schindler, Matthias Grewe und Dr. Martin 

Schacht, Sebastian Elter sowie aus dem geschäfts-

führenden Vorstand Raphael Deutscher, Kim Falke, 

Hanna Kühl und Christina Langer. 

Der Geschäftsführer des DRB Sven Rebehn präsen-

tierte dem Bundesvorstand im lichtdurchfluteten Saal 

nur wenige Schritte vom Brandenburger Tor entfernt 

einen spannenden und tagesaktuellen Bericht von der 

Tätigkeit des Präsidiums in der vergangenen Wahlpe-

riode. Das aktuelle politische Geschehen war zuletzt 

geprägt vom Bruch der Ampelkoalition und den Neu-

wahlen zum Deutschen Bundestag sowie den laufen-

den Koalitionsverhandlungen. Im Koalitionsvertrag, 

der fast zeitgleich beschlossen wurde, findet sich un-

sere wichtigste Forderung nach einem Rechts

staatspakt bei den Randnummern 2017ff.

Parallel diskutierten die Assessorenvertreter aus den 

Bundesländern über Verbesserungsvorschläge zu 

den Themen Nachwuchsgewinnung und Gestaltung 

der Assessorenzeit. Dabei wurde deutlich, dass das 

bereits bestehende Empfehlungspapier des DRB zum 

Umgang mit Berufsanfängern aus dem Jahr 2023 



AUS DEM VERBAND

mitteilungen 1/2025	 9

nach wie vor nicht an Aktualität und – hinsichtlich der 

einzelnen Forderungspunkte – auch nicht an Bedeu-

tung verloren hat. Des Weiteren wurden von den As-

sessorenvertreterinnen und -vertretern die Möglich-

keiten einer modernen Verbandsarbeit erörtert. 

Wichtigster Tagesordnungspunkt auf der Bundesver-

treterversammlung war die Neuwahl der zwölf Mitglie-

der des Präsidiums sowie der Vorsitzenden, für die 

erneut eine Doppelspitze kandidierte. Zuvor galt es 

allerdings, die ausscheidenden Mitglieder des Präsidi-

ums würdig zu verabschieden, darunter auch Andreas 

Brilla, der wegen seiner Wahl zum Vorsitzenden des 

Landesverbands Baden-Württemberg satzungsge-

mäß aus dem Bundespräsidium ausgeschieden ist. 

Die Co-Vorsitzende Andrea Titz, Vizepräsidentin des 

Landgerichts Traunstein, hielt eine launige Rede auf 

Joachim Lüblinghoff, der als langjähriger Co-Vorsit-

zender des DRB nicht mehr zur Wiederwahl antrat. 

Wer hätte gedacht, dass es zwischen Joachim Lüb-

linghoff und Rudi Dutschke einige Gemeinsamkeiten 

und Verbindungen gibt? Andrea Titz wurde im An-

schluss als neue und alte Co-Vorsitzende im Amt be-

stätigt. Mit ihr gemeinsam wird künftig Dr. Achim  

Scholz, Richter am Bundessozialgericht, als zweiter 

Co-Vorsitzender dem Präsidium des DRB vorstehen. 

In den geheimen Wahlgängen wurden sechs amtie-

rende Präsidiumsmitglieder in ihren Ämtern bestätigt 

und sechs neue Präsidiumsmitglieder gewählt, darun-

ter Hanna Kühl aus unserem Landesverband in Ba-

den-Württemberg. 

„Ran an die Buletten“ hieß es abends auf dem geselli-

gen Teil der Veranstaltung in der Alten Turnhalle im Sze-

neviertel Berlin-Friedrichshain: Dort trafen sich die Teil-

nehmenden wieder, um die Gespräche und intensiven 

Diskussionen fortzuführen - allerdings nicht beim Fit-

nesstraining, sondern unter einem funkelnden Kron-

leuchter: Denn die alte Sporthalle ist längst zu einem 

festlichen Veranstaltungssaal umfunktioniert worden.

Am Folgetag standen vor allem Fachthemen auf dem 

Programm, welche die Arbeitsgruppen und Fachgre-

mien des DRB vorbereitet hatten: Darunter waren das 

aktuelle Papier zur Besoldung, das Papier zur Resili-

enz der rechtsstaatlichen Justiz und das Eckpunkte-

papier für eine Reform des Verfahrens zur Bundes-

richterwahl. Darüber hinaus erörterten die Delegierten 

aktuelle justizpolitische Fragen, die derzeit die Kolle-

ginnen und Kollegen im ganzen Bundesgebiet be-

schäftigen. Ein Beispiel: der Umgang mit Widersprü-

chen bzw. Anträgen auf amtsangemessene 

Besoldung. In Nordrhein-Westfalen werden derartige 

Eingaben seit Jahren – wie nun auch bei uns in Ba-

den-Württemberg angekündigt – vom Landesbesol-

dungsamt verbeschieden. Das hat dort zu zahlreichen 

anhängigen Besoldungsklagen geführt. Nun hat 

Nordrhein-Westfalen im aktuellen Besoldungsgesetz, 

wie Baden-Württemberg und andere Bundesländer 

auch, ein fiktives Partnereinkommen angesetzt. Die-

ser neue Aspekt bei dem Vergleich mit einer Familie, 

die Sozialleistungen bezieht, war noch nicht Gegen-

stand einer ober- oder höchstrichterlichen Entschei-

dung. Deshalb werden die Widersprüche in Nord-

rhein-Westfalen derzeit ruhend gestellt, um diesen 

Aspekt in einem Musterverfahren gerichtlich klären zu 

können. In der Vergangenheit mussten nicht alle Kol-

leginnen und Kollegen in den Ländern flächendeckend 

Widerspruch gegen ihre Besoldung einlegen: Denn es 

gab vereinzelt Zusagen der Besoldungsämter bzw. 

Finanzministerien, bei höchstrichterlich festgestellter 

Verfassungswidrigkeit des Besoldungsgesetzes auch 

für die Vergangenheit Nachzahlungen zu gewähren, 

selbst wenn kein Widerspruch gegen die Besoldung 

eingelegt wurde. Eine solche Zusage wird allerdings in 

Bremen mittlerweile als rechtswidrig oder nichtig an-

gesehen. Der geschäftsführende Vorstand des Lan-

desverbands Baden-Württemberg wird seine Mitglie-

der über die Entwicklungen zu diesem Thema 

informiert halten. Beim vereinbarten Treffen mit dem 

Chef der Staatskanzlei Kraus am 28.05.2025 werden 

wir die Problematik wieder ansprechen.

Weitere Aspekte, die auf der Bundesvertreterver-

sammlung in Berlin diskutiert wurden, waren unter 

anderem die Bereitschaftsdienstzulage sowie die Öff-

nung der Amtsanwaltslaufbahn für Voll-

juristen. Beides wird derzeit in Ba-

den-Württemberg geprüft und ist in 

anderen Bundesländern bereits einge-

führt. Nach zwei Tagen mit intensivem 

Austausch und spannenden Diskussio-

nen dürften alle Delegierten frei nach 

Berliner Schnauze zu dem Ergebnis 

gekommen sein: Bundesvertreterver-

sammlung in Berlin – dit war knorke! Hanna Kühl
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EINBLICKE IN ZAHLREICHE MÖGLICHKEITEN

ERFAHRUNGSBERICHT ÜBER DAS JURISTA-SEMINAR 

VOM 25.04. BIS 27.04.2025

Als die 30 Teilnehmenden des JuRiStA-Seminars (Seminar für junge 

Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte) am 

Sonntagmittag aus dem DRB-Haus in Berlin kommen und sich auf 

den Weg zurück in alle Landesteile der Bundesrepublik machen, 

sieht man viele strahlende Gesichter. Hinter ihnen liegt ein Wochen-

ende, das viele Gedanken angestoßen, Neugier geweckt und alle 

Teilnehmenden motiviert hat.

Wie jedes Halbjahr durften jeweils zwei Assessorinnen und Assesso-

ren aus jedem Bundesland hochkarätige Vertreter verschiedener Be-

hörden und Gerichte kennenlernen, wurden von diesen über Abord-

nungsmöglichkeiten informiert und konnten mit ihnen ins persönliche 

Gespräch kommen. Dabei waren unter anderem die Präsidialrichte-

rin am BGH, Ri’inBGH Dr. Dauber, sowie die Leiterin des Referats 

Personal höherer Dienst beim GBA, OStA’in beim BGH Köhler-Bar-

tols, LL.M., um nur wenige zu nennen. Daneben trugen aktuell abge-

ordnete Kolleginnen und Kollegen eigene Erfahrungsberichte bei. 

Großartig organisiert wurde das Wochenende durch die Präsidiums-

mitglieder des DRB, Katja Stoll und Susanne Blech.

So begann das Wochenende am Freitagnachmittag mit einem Be-

such im Bundesjustizministerium, bei dem die Teilnehmenden die 

dortigen Tätigkeitsfelder kennenlernten. Auch die Präsidialrichterin 

am BGH stellte an diesem Abend die Arbeit als sog. „Wiss.Mit.“ beim 

BGH vor. Am Samstag erfuhren die Teilnehmenden zunächst von 

dem Ablauf und der inhaltlichen Arbeit bei einer Abordnung beim 

GBA, bevor Informationen zu den internationalen Einsatzmöglichkei-

ten bei den Gerichtshöfen und innerhalb der EU folgten und alle ei-

nen Einblick in die Tätigkeit als „Wiss.Mit.“ am BVerfG bekamen.

Geboten wurde außerdem ein sehr guter Beitrag über das Thema 

„Beurteilungen“. Die zahlreichen Fragen und die rege Diskussion 

zeigten, dass über dieses Thema – das viele umzutreiben schien – 

noch (zu) wenig gesprochen wird. Die Teilnehmenden 

waren sich einig: Die theoretischen Regelungen be-

treffend diese Materie sowie die Praxis gehen in den 

meisten Bundesländern auseinander. Oft scheint es 

insbesondere an der Transparenz des Zustandekom-

mens und daher an der Vergleichbarkeit der Beurtei-

lungen zu fehlen. Intensiv und gewinnbringend disku-

tiert wurden außerdem Themen zu Fragen der 

„Berufsethik“, welche durch einen spannenden Vor-

trag angestoßen wurden. Die beiden Organisatorin-

nen stellten außerdem Teilhabemöglichkeiten des 

DRB vor und informierten über den Aufbau und die 

Arbeitsweise des Verbandes.

Den krönenden Abschluss bildete am Sonntagvormit-

tag der Austausch mit der Präsidentin des BGH, Frau 

Limperg. Diese gab persönliche Einblicke in ihren Le-

bensweg sowie ihre Arbeit und stellte sich anschlie-

ßend über eine Stunde dem bunten Strauß an Fragen 

und Diskussionsbeiträgen der Teilnehmenden, welche 

sich sowohl um Herangehensweisen im beruflichen 

Alltag als auch um die großen Themen des Umgangs 

mit aktuellen justiziellen und politischen Herausforde-

rungen drehten. Zum Schluss appellierte Frau Lim-

perg an die Teilnehmenden, nicht nur Teil der dritten 

Gewalt zu sein, sondern auch aktiv an der Gestaltung 

dieser teilzunehmen. Spätestens nach ihrem Vortrag 

waren alle Teilnehmenden dazu motiviert.

Doch nicht nur bei den Vorträgen wurde den Teilneh-

menden viel geboten. In den Pausen gab es Kaffee, 

leckeres Essen oder Snacks, und am Abend konnten 

alle bei Wein und Bier ins Gespräch kommen. Auch 

hier hat sich gezeigt: Ein Blick über den Tellerrand der 

eigenen Gerichtsbarkeit oder des eigenen Bundeslan-

des lohnt sich. Überzeugend war auch das leckere 

Essen an der „Mutter aller Tische“ in der Armini-

us-Markthalle im Stadtteil Moabit, zu dem die Teilneh-

menden am Samstagabend eingeladen waren, bevor 

sie gemeinsam noch weiterzogen.

Eva Weidinger und Kim Falke

SAVE THE DATE: Das nächste JuRiStA-Seminar findet vom 24.10.2025 bis 26.10.2025 statt. Teilnehmen können alle Assessorinnen und 

Assessoren, die Mitglied im DRB BW sind. Anmelden können Sie sich per E-Mail bei unserer Assessorenvertreterin Kim Falke.
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STELLUNGNAHME DES DRB BW GEGENÜBER DEM JUM

BESETZUNG DER NEUSTELLEN – EINSTELLUNG VON 

VOLLJURISTEN ALS AMTSANWÄLTE 

VERSCHIEDENES

Der Deutsche Richterbund Baden-Württemberg (DRB 

BW) setzt sich fortwährend für eine auskömmliche 

personelle Ausstattung der Gerichte und Staatsan-

waltschaften ein. Die Bewilligung der zahlreichen 

Neustellen im Doppelhaushalt 2025/2026 betrachten 

wir deshalb als großen Erfolg und möchten uns im 

Namen unserer Mitglieder für die Bemühungen des 

Ministeriums im Kampf gegen die gravierende perso-

nelle Unterdeckung der Justiz und insbesondere bei 

den Staatsanwaltschaften ausdrücklich bedanken.

Fraglos müssen die geschaffenen Neustellen mög-

lichst zeitnah besetzt werden. Das Mittel der Wahl, 

um dies zu erreichen und auch den laufenden Per-

sonalbedarf langfristig sicherzustellen, kann im In-

teresse am Erhalt einer leistungsfähigen Justiz aber 

nicht in der Absenkung der an die Bewerber zu stel-

lenden Qualitätsanforderungen liegen. Es besteht 

vielmehr darin, die richterliche und staatsanwalt-

schaftliche Tätigkeit auch in finanzieller Hinsicht so 

attraktiv auszugestalten, dass sie auch mit Blick auf 

hochqualifizierte Juristen konkurrenzfähig ist (vgl. 

nur BVerfG B. v. 4.5.2020 – 2 BvL 4/18 Rn. 82ff.). 

Denn der Richter-/Staatsanwaltsberuf erfordert die 

Gewinnung „überdurchschnittlich qualifizierter Kräf-

te“. Nicht ohne Grund hat die Europäische Kom-

mission Deutschland daher wiederholt – zuletzt im 

Rechtsstaatlichkeitsbericht vom 24. Juli 2024 – 

aufgefordert, „Maßnahmen zu treffen, um eine an-

gemessene Besoldung der Richter und Staatsan-

wälte zu gewährleisten und dabei europäische 

Standards für die Besoldung in der Justiz zu be-

rücksichtigen“. Der DRB BW fordert deshalb wei-

terhin eine Abkoppelung und spürbare Erhöhung 

der R-Besoldung, um (wieder) in der Lage zu sein, 

mit anderen potentiellen Arbeitgebern um hoch-

qualifizierte Bewerber zu konkurrieren. Der vom 

Justizministerium dankenswerter Weise unterstütz-

te Vorschlag, die ersten beiden Erfahrungsstufen in 

der Besoldungsgruppe R 1 zu streichen, wäre da-

her ein wichtiger erster Schritt gewesen.

Solange der Haushaltsgesetzgeber diesen Forderungen aber 

nicht entspricht und deshalb an der fachlichen Qualifikation Ab-

striche erfolgen sollen, sollte dies jedenfalls zeitlich klar befristet 

sowie transparent und ehrlich geschehen, ohne eine grundle-

gende Änderung in der Personalgewinnung und -entwicklung 

vorzunehmen Den Weg über die Öffnung des Amtsanwalts-

dienstes für Volljuristen sieht der DRB BW deshalb kritisch. Der 

Vorschlag schafft im Grunde – am Deutschen Richtergesetz vor-

bei – eine Probezeit von fünf bis sieben Jahren und senkt in die-

ser Zeit die Besoldung für mehrere Jahre auf das Niveau des 

gehobenen Dienstes ab. Ob dieses Modell dazu geeignet ist, in 

nennenswertem Umfang Volljuristen für die Justiz zu gewinnen, 

darf deshalb bezweifelt werden, zumal die fachliche Bewährung 

auch innerhalb der bisherigen, vierjährigen Probezeit konse-

quent beurteilt werden kann. 

Das vorgeschlagene Modell birgt ferner die Gefahr, eine Art 

„Zwei-Klassen-Gesellschaft“ unter Kollegen zu etablieren, die 

sämtlich die Befähigung zum Richter- und Staatsanwaltsamt er-

worben haben. Gerade an der „Notengrenze“ lässt die Einstel-

lung annähernd gleich qualifizierter Bewerber in unterschiedli-

chen Laufbahnen eine Beeinträchtigung des kollegialen 

Miteinanders befürchten. 

Ferner dürften zahlreiche Kollegen, die über das Amtsanwalts-

modell in den höheren Justizdienst aufsteigen, von der Option 

einer Lebenszeiternennung bereits nach fünf Jahren bei der 

Staatsanwaltschaft Gebrauch machen, ohne jemals eine ge-

richtliche Verwendung anzustreben. Dabei waren die Vielseitig-

keit der Tätigkeit im höheren Justizdienst, die damit verbunde-

nen beruflichen Erfahrungen („Verwendungsbreite“) und das 

hierdurch beförderte wechselseitige kollegiale Verständnis stets 

gewichtige Argumente für eine Tätigkeit in der baden-württem-

bergischen Justiz und das hier praktizierte Modell der Durchläs-

sigkeit von Richter- und Staatsanwaltslaufbahn. Soweit befürch-

tet wird, das bisherige Modell könne wegen des akuten 

staatsanwaltschaftlichen Bedarfs und einem daraus folgenden 

Ungleichgewicht der Assessorenstellen bei Gerichten und 

Staatsanwaltschaften nicht aufrechterhalten werden, ließe sich 

dem durch eine entsprechende Flexibilisierung des bisherigen 

„2x2-Jahre-Modells“ entgegenwirken.
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VERSCHIEDENES

TIPPS FÜR EINE SCHNELLERE  
BEARBEITUNG DER BEIHILFE-ANTRÄGE

Unser Verband steht im regelmäßigen Austausch nicht nur mit dem Jus-

tiz-, sondern auch mit dem Finanzministerium (FM). Zudem haben wir 

auch mit der Präsidentin des Landesamtes für Besoldung und Versor-

gung (LBV) schon über die (zu) lange Bearbeitungsdauer bei den Beihil-

feanträgen gesprochen, die insbesondere unsere Pensionäre und Pen-

sionärinnen belastet. Am 12.05.25 werden wir bei einem weiteren 

Gespräch im Finanzministerium darauf hinweisen, dass das LBV nicht 

durch die Bearbeitung von Widerspruchsverfahren belastet werden soll-

te, um zusätzliche Kapazitäten für die Beihilfeabteilung zu haben. Außer-

dem werden wir über die geplanten Änderungen der Beihilfeverordnung 

informiert werden, die dem Vernehmen nach keine Einschnitte beim 

Leistungskatalog mit sich bringen soll.

Im Zusammenhang mit der Bearbeitungsdauer von Beihilfeanträgen ha-

ben uns FM und LBV darauf hingewiesen, dass man auch selbst dazu 

beitragen kann, dass die Erstattung zeitnah erfolgt. Das sind die Tipps, 

die wir gerne weitergeben: 

In Kürze folgende Tipps, die Sie auch teilweise unter 

nachfolgendem Link finden: https://lbv.landbw.de/-/

die-5-haeufigsten-fehler

	– �elektronische Einreichung der Beihilfeanträge über die App „Beihil-

fe BW“ oder über den Beihilfeantrag Online (BHO) im LBV-Kun-

denportal (schon über zwei Drittel der Beihilfeanträge werden in-

zwischen Online eingereicht)     

	– �Papieranträge und Belege nicht heften, klammern oder kleben. 

Auch keine Haftnotizen verwenden. Angaben vollständig machen 

(Angaben zu einem Erstantrag sowie zu einem Unfallereignis wer-

den oft übersehen)

	– �Schreiben und andere Unterlagen (z. B. Vollmachten) immer ge-

trennt vom Beihilfeantrag einreichen

	– �keine Kassenbelege den Medikamentenrezepten 

beifügen

	– �Dokument entweder als Original oder Duplikat vorle-

gen (nicht beides)

	– �Beihilfeanträge nicht mehrfach über unterschiedliche 

Eingangswege stellen (z. B. in Papier und per App)

	– �Absehen von Anfragen zum Bearbeitungsstand. Die-

ser kann im Kundenportal über den Reiter „Beihilfe“ 

und der dortigen Auswahlmöglichkeit „Bearbeitungs-

stand“ nachverfolgt werden. Der älteste Abrech-

nungstag steht auf der LBV-Home-

page, der wöchentlich aktualisiert wird. 

Siehe hierzu: https://lbv.landbw.de/-/

beihilfe-aktueller-bearbeitungsstand

	– �Newsletter des LBV abonnieren. Dieser informiert 

regelmäßig über aktuelle und wichtige 

Themen. Zum Bestellprozess des 

LBV-Newsletters: https://lbv.landbw.

de/lbv-newsletter

	– �Generell auf Papierpost verzichten. 

Zum Papierpostverzicht, siehe FAQ 

Tz. 2. 3. 6.: https://lbv.landbw.de/ 

kundenportal

Darüber hinaus steht Ihnen und Ihren Kolleginnen Herr 

Matthias Renz, der Bürgerbeauftragte des LBV, bei Fra-

gen gern zur Verfügung.

Matthias Renz

Telefon: 0711/3426-2105

Zusammengefasst plädiert der DRB BW dafür, die Attraktivität 

des höheren Justizdienstes durch Gewährleistung einer amts-

angemessenen Besoldung auf europäischem Niveau zu stär-

ken, um eine dauerhafte Senkung der Einstellungsvorausset-

zungen zu vermeiden. Es gilt also, das Problem an der Wurzel 

anzupacken und dies auch politisch offensiv zu 

vertreten, anstatt über Notlösungen den An-

schein aufrecht zu erhalten, die Justiz sei weiter-

hin in der Lage, ausreichend qualifizierten Nach-

wuchs zu gewinnen. 

Brilla, Vorsitzender

gez. Wagner, stellv. Vorsitzender



mitteilungen 1/2025	 13

VERSCHIEDENES

PRESSEMITTEILUNG DES DRB BW

„FINANZMINISTERIUM KÜNDIGT AN, ANTRÄGE AUF 

AMTSANGEMESSENE BESOLDUNG IM REGELFALL 

ABZULEHNEN – KLAGEWELLE DROHT“

Das Finanzministerium Baden-Württemberg (FM) hat 

mitgeteilt, dass alle Anträge der Landesbediensteten 

auf amtsangemessene Besoldung oder Versorgung 

im Laufe des Mai verbeschieden werden.

Der Deutsche Richterbund Baden-Württemberg (DRB 

BW) hält dieses Vorgehen für falsch. Es setzt verheeren-

de Signale an alle Landesbediensteten und produziert 

unnötigen Aufwand für Verwaltung und Gerichte.

Die Landesbediensteten müssen nun, um sich ihre 

Chance auf eine Nachzahlung zu erhalten, das Land Ba-

den-Württemberg, also ihren Dienstherrn, verklagen.

Dabei wäre der rechtsstaatlich einzig konsequente 

Weg, alle zu entschädigen, soweit die nach dem aktu-

ellen Besoldungsgesetz (BVAnp-ÄG 2024/2025) ge-

zahlten Bezüge tatsächlich verfassungswidrig sind. 

Diese Zusage hatte das FM mit Schreiben vom 

10.01.2023 für „den Vorgänger“, das Gesetz über die 

Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen 

2022 (BVAnp-ÄG 2022) erteilt.

Dementsprechend hatten sich der DRB BW und das 

FM darauf verständigt, dass wenige Kollegen mit sog. 

Musterklagen möglichst schnell Klarheit schaffen. 

Auch in den Jahren zuvor waren zumindest eingegan-

gene Widersprüche ruhen gelassen.

Die nunmehr angekündigte Verbescheidung sämtli-

cher Widersprüche gegen das aktuelle Besoldungs-

gesetz stellt eine eklatante Abkehr von der bisherigen 

konsensualen Vorgehensweise dar. Das FM zwingt 

damit sämtliche Bedienstete, die sich die Chance auf 

eine (rückwirkende) amtsangemessene Besoldung im 

Falle einer durch das BVerfG festgestellten Verfas-

sungswidrigkeit erhalten wollen, in das zeit- und kos-

tenintensive gerichtliche Klageverfahren.

Bildlich gesprochen erhöht das Land im „Poker“ um 

eine amtsangemessene Besoldung als Spieler mit 

den weitaus meisten Jetons quasi den Einsatz. Wer 

„mitgehen“ möchte, muss nun seinen Dienstherren 

verklagen und das Prozessrisiko auf sich nehmen. 

Das ist nach der Einschätzung des DRB BW kein 

wertschätzender Umgang mit den Bediensteten und entspricht auch 

nicht der Fürsorgepflicht des Dienstherren.

Das geplante Vorgehen widerspricht aber nicht nur der vielfach ge-

äußerten Wertschätzung für die Bediensteten, es schafft auch unnö-

tige Mehrarbeit für das LBV und die Verwaltungsgerichte im Land. 

Und das in Zeiten, in denen unbürokratisches Handeln von unserer 

Landesregierung versprochen wird und in denen die Bearbeitungs-

zeiten für Beihilfeverfahren von vielen Bediensteten und Pensionären 

als unerträglich lang empfunden werden.

Widersprüche und Besoldungsklagen werden aufgrund des Grund-

satzes der haushaltsnahen Geltendmachung von Ansprüchen sowie 

drohender Verjährung jedes Kalenderjahr erforderlich sein, bis das 

Bundesverfassungsgericht, wo dem Vernehmen nach derzeit etwa 

60 entsprechende Verfassungsbeschwerden aus ganz Deutschland 

anhängig sein dürften, über die amtsangemessene Besoldung ent-

schieden haben wird.

Erschwerend kommt hinzu, dass die Ankündigung des FM gerade 

zu einer Zeit erfolgt, in der es bereits erhebliche Schwierigkeiten be-

reitet, offene Richter- und Staatsanwaltsstellen mit überdurchschnitt-

lich qualifizierten Bewerbern (mit überdurchschnittlichen Examina) zu 

besetzen, was insbesondere im Zuge der Besetzung der über 100 

geschaffenen Neustellen bei den Staatsanwaltschaften kaum noch 

zu bewerkstelligen sein wird. Die Ankündigung an neue Kolleginnen 

und Kollegen, dass sie – sofern sie sich die Chance auf eine verfas-

sungsgemäße Vergütung wahren wollen – von Beginn an gegen ih-

ren Dienstherrn klagen müssen, wird die Attraktivität der Justiz noch 

mehr herabsetzen, als dies aufgrund der insbesondere unzureichen-

den Besoldung ohnehin schon der Fall ist.

Hintergrund für die Beanstandung des neuen Besoldungsgesetzes ist, 

dass der DRB BW als mit mehr als 2.000 Mitgliedern größter Berufs-

verband der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg die 

Besoldung für verfassungswidrig erachtet. Nicht ohne Grund hat die 

Europäische Kommission Deutschland daher wiederholt – zuletzt im 

Rechtsstaatlichkeitsbericht vom 24. Juli 2024 – aufgefordert, „Maß-

nahmen zu treffen, um eine angemessene Besoldung der Richter und 

Staatsanwälte zu gewährleisten und dabei europäische Standards für 

die Besoldung in der Justiz zu berücksichtigen“. Bereits gegen die 

Besoldung nach dem vorangegangenen Besoldungsgesetz laufen 

derzeit drei „Musterklageverfahren“ vor den Verwaltungsgerichten.
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KOSTENLOSER BASIS-VERSICHERUNGSSCHUTZ 

FÜR ALLE AKTIVEN MITGLIEDER

	– �Haftung für dienstliche Verursachung von Personen- und 

Sachschäden bis 10 Mio. €.

	– �Haftung für den Verlust von Dienstschlüsseln und ande-

ren Türöffnern bis 100.000 €.

	– �Haftung für Verlust oder Beschädigung sonstiger dienst-

licher Ausrüstungsgegenstände bis 5.000 €.

	– �Haftung für Vermögensschäden, auch aus zulässigen 

Nebentätigkeiten, bis 50.000 €

	– Selbstbeteiligung / Wartezeit: keine.

Auf Initiative aus Schleswig-Holstein 

bietet der Deutsche Richterbund sei-

nen Mitgliedern seit mehr als zehn 

Jahren einen berufsbezogenen Ver-

sicherungsschutz. Der Umfang die-

ser Leistung konnte im Laufe der 

Jahre immer weiter ausgebaut wer-

den, so dass inzwischen von einem 

lückenlosen Versicherungspaket für 

unsere Berufsangehörigen gespro-

chen werden kann. Doch worum 

handelt es sich dabei genau?

Der Grundansatz besteht in einer Kombination aus 

Inklusivleistungen des Deutschen Richterbundes  

sowie aus Wahlleistungen, die individuell hinzuge-

bucht werden können. 

Die Inklusivleistungen bilden den sogenannten „Ba-

sis-Versicherungsschutz“. Er erstreckt sich auf alle 

aktiven Mitglieder des Deutschen Richterbundes, die 

damit kraft ihres Beitritts in ihren jeweiligen Orts- oder 

Fachverband automatisch versichert sind. Der Schutz 

entsteht bereits im Augenblick des Beitritts, und zwar 

ohne jede Wartezeit. Versicherungstechnisch wird 

dies über eine – namenlos geführte – Gruppenversi-

cherung erreicht, die der Deutsche Richterbund mit 

der Deutschen Beamtenversicherung abgeschlossen 

hat. Die Versicherungsprämie entrichtet der Bundes-

verband aus seinem Haushalt, so dass der Basis-Ver-

sicherungsschutz für alle Mitglieder kostenlos ist.

Inhaltlich deckt der Basisschutz inzwischen die wich-

tigsten Fallgruppen ab, die zu einer Haftung aus der 

beruflichen Tätigkeit als Richter oder Staatsanwalt füh-

ren können. Dabei ist es gleichgültig, ob die Haftung 

primär oder, wie in den meisten Fällen, sekundär durch 

einen Regress des Dienstherrn entsteht, der einen 

Schaden im Außenverhältnis reguliert hat und wegen 

grob fahrlässiger Verursachung im Innenverhältnis Re-

gress nimmt. Beide Konstellationen sind versichert.

Den materiellen Gegenstand der Basisversicherung 

bilden vier größere Fallgruppen, die – jedenfalls nach 

den bekannten Erfahrungen – kaum noch Lücken im 

Haftungsschutz offenlassen dürften. Es sind die Fälle, 

in denen es aus der dienstlichen Tätigkeit zur Verursa-

chung von

	– Personen- und Sachschäden

	– Schlüsselverlust

	– Schäden an sonstiger dienstlicher Ausrüstung

	– �Vermögensschäden, auch aus zulässigen Neben-

tätigkeiten,

gekommen ist.

Wie bei jeder Versicherung gilt der Schutz der Höhe 

nach nicht unbegrenzt. Die Versicherungssummen 

sind zwischen den vier Fallgruppen gestaffelt und be-

wegen sich je Schadensfall zwischen 5.000 € für 

dienstliche Ausrüstungsgegenstände, wie etwa ein 

mobiles Endgerät, und 10 Mio. € für Personen- und 

Sachschäden. Die Beträge sind im Einzelnen in der 

hier abgedruckten Übersicht aufgeführt.

Neben diesen Inklusivleistungen aus dem Basisschutz 

bietet der Deutsche Richterbund seinen Mitgliedern 

zwei wichtige und empfehlenswerte Wahlleistungen 

an, die kraft einer Option vereinfacht hinzugebucht 

werden können. Denn aus Kostengründen ist es nicht 

möglich, alle wünschenswerten Versicherungsleistun-

gen durch Gruppenversicherungen des Bundesver-

VERSICHERUNGEN FÜR MITGLIEDER

Dr. Wilfried Kellermann
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bandes abzudecken. Daher hat der Deutsche Rich-

terbund für den zunehmend wichtigen Bereich des 

Rechtsschutzes einen Rahmenvertrag mit der Roland 

Rechtsschutz AG geschlossen, der jedem Mitglied ein 

Optionsrecht auf eine inhaltlich definierte Rechts-

schutzversicherung zu sensationell günstigen Konditi-

onen einräumt. Fester Bestandteil der Versicherung 

ist immer ein umfassender voller Dienstrechtsschutz 

für eine Jahresprämie von nur 59 €. Weitere Bereiche 

des Rechtsschutzes sind je nach Wunsch und nach 

persönlicher Lebenssituation, z. B. als Mieter oder 

Vermieter, frei wählbar.

Außer dem Angebot der Rechtsschutzversicherung 

besteht für alle Mitglieder die weitere Option, ihren 

Schutz vor einer Haftung für Vermögensschäden zu 

verstärken. Denn der Höhe nach ist die oben ange-

sprochene Basisversicherung für Vermögensschäden 

aus Kostengründen auf 50.000 € je Schadensfall be-

schränkt. Die meisten bekannten Regressfälle liegen 

deutlich unterhalb dieser Summe. Wer sich jedoch 

aufgrund seines dienstlichen Aufgabenbereichs oder 

aufgrund von Nebentätigkeiten höher versichern 

möchte, kann seinen bestehenden Basisschutz durch 

eine persönliche Zusatzversicherung von 50.000 € 

auf 500.000 € aufstocken. Andere Versicherungs-

summen sind nicht (mehr) wählbar.

Alle relevanten Einzelheiten zu den inklusiven und den 

optionalen Versicherungsleistungen enthält die neue 

Broschüre „Versicherungsschutz für Mitglieder“ des 

Deutschen Richterbundes. Dort werden auch die 

Wege zur Beantragung und zur ergänzenden Bera-

tung aufgeführt, auch zu weiteren Themen, wie 

Dienstunfähigkeitsversicherungen und vermögens-

wirksamen Leistungen des Arbeitgebers. In der Bro-

schüre befindet sich auch die hier abgebildete Über-

sicht zum kostenlosen Basis-Versicherungsschutz.  

Dr. Wilfried Kellermann, 

PräsLG a.D., LG Kiel
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VERGANGENE TERMINE – IMPRESSIONEN

JANUAR

09.01.2025	  

Feierliche Aufnahme des 2000. Mitglieds (Stuttgart)

15.01.2025	  

Gespräch mit MD Engling, Finanzministerium (Stuttgart)

20.01.2025

Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (ViKo)

Florian Hassler, Staatssekretär für politische Koordinierung und Europa im Staats-

ministerium Baden-Württemberg (l.), Andreas Brilla, Vorsitzender des DRB BW 

(r.), auf dem Neujahrsempfang des Ministerpräsidenten in Brüssel, 04.02.2025

Gespräch  mit dem BBW Beamtenbund Tarifunion, 20.02.2025

Feierliche Aufnahme des 2000. Mitglieds, 09.01.2025
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Gespräch mit dem AK I (Justiz) der Fraktion Die GRÜNEN im Landtag, 20.02.2025

FEBRUAR

04.02.2025

Neujahrsempfang des Ministerpräsidenten (Stuttgart)

17.02.2025

Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (Stuttgart)

20.02.2025

Gespräch mit dem AK I (Justiz) der Fraktion 

Die GRÜNEN im Landtag (Stuttgart)

20.02.2025	

Kooperationsgespräch mit dem BBW Beamtenbund 

Tarifunion (Stuttgart)

März

13.03.2025	

Feier zum 65jährigen Bestehen des Vereins der Verwal-

tungsrichter und Verwaltungsrichterinnen BW (Stuttgart)

17.03.2025	

Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (ViKo)

18.03.2025	

mdl. Verhandlung Besoldungsklagen vor dem VG 

(Karlsruhe)

24.03.2025	

Kammerversammlung der RAK Stuttgart
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Gesamtvorstandssitzung DRB BW in Heilbronn, 04.04.2025

Jahresgespräch mit Ministerin Gentges, 07.04.2025

APRIL

01.04.2025	

Fachgespräch „Jugendkriminalität im Fokus“ 

(Stuttgart)

04.04.2025	

Sitzung des Gesamtvorstands (Heilbronn)

07.04.2025	

Gespräch mit Justizministerin Gentges (Stuttgart)

08.04.2025	

Fachgespräch „Rechtsextremismus erkennen und 

bekämpfen“ (Stuttgart)

09.–11.04.2025	

Bundesvertreterversammlung DRB (Berlin)

25.-27.04.2025	

JuRiStA-Seminar (Berlin)

Mai

08.-09.05.2025	

Konstanzer Symposium 

12.05.2025	

Gespräch im Finanzministerium zur Novelle 

der Beihilfeverordnung (Stuttgart)

12.05.2025	

Runder Tisch mit Abgeordneten des 

Landtags BW (Heidelberg)

14.05.2025	

Matinee des Anwaltsverbandes BW im DAV: 

„Podiumsteilnahme zu Resilienz der Demokratie“ 

(Stuttgart)

15.–16.05.2025	

Implementierung der Mendez-Prinzipien (Freiburg)

19.05.2025	

Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (Stuttgart)
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19.05.2025	

Vorstellung Projektbericht „Zukunftsgerichtet“ (Stuttgart)

20.05.2025	

Festveranstaltung des Sächsischen Richtervereins 

(Dresden)

ZUKÜNFTIGE TERMINE

28.05.2025 Gespräch mit Staatsminister und Chef der Staatskanzlei Kraus (Stuttgart)

02.06.2025 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (ViKo)

06.06.2025 Runder Tisch mit Abgeordneten der Fraktion DIE GRÜNEN (Ulm)

26.06.2025 Sommerfest des DRB (Berlin)
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Wie bereits angekündigt, findet die Mitgliederversammlung des Deutschen Richterbundes Baden-Württemberg, Verband der 

Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälten in Baden-Württemberg e.V. (DRB BW) am

Freitag, den 4. Juli 2025 ab 10:00 Uhr im

Fritz-Bauer-Saal des Amtsgerichts Stuttgart,

Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart

statt. Dazu laden wir alle Mitglieder ein.

Vorläufige Tagesordnung

10:00 Uhr Ankommen

10:30 Uhr Verbandsinterner Teil

	 1. Begrüßung 

	 2. Grußworte der Präsidenten des Landessozialgerichts und des Amtsgerichts Stuttgart

	 3. Bericht des Vorsitzenden 

	 4. Kassenbericht 

	 5. Bericht des Kassenprüfers 

	 6. Aussprache zu Nr. 3 bis Nr. 5 

	 7. Bestellung des Kassenprüfers 

	 8. Entlastung des Vorstandes 

	 9. Satzungsänderung: 

	     Die Mitgliederversammlung möge beschließen:

	     �Anstelle des ersten Satzes in § 3 Nr. 3 wird folgende Formulierung aufgenommen:

	     �Die Beitragspflicht beginnt mit dem auf den Eintritt folgenden Jahr. Bei Eintritten zwischen dem 01.01. und dem 

15.03. jeden Jahres beginnt die Betragspflicht unmittelbar. Abweichend hiervon wird bei Assessoren der erste 

fällige Beitrag nicht erhoben. Der Beitrag ist für das Geschäftsjahr im Voraus zu entrichten. Der geschäftsführende 

Vorstand kann im Einzelfall Beitragsermäßigungen gewähren.

	 10. Verschiedenes 

Mittagsimbiss 	

13:00 Uhr Öffentlicher Teil 

	 1. Begrüßung durch den Vorsitzenden

	 2. Grußworte der rechtspolitischen Sprecher der Landtagsfraktionen GRÜNE, CDU, SPD und FDP 

	 3. Live-Interview mit Ministerin der Justiz und für Migration Marion Gentges MdL	

Ausklang mit Imbiss und Getränken

EINLADUNG ZUR MITGLIEDERVERSAMMLUNG 2025

04.07.2025 Mitgliederversammlung

21.07.2025 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (Stuttgart)

28.07.2025 70 Jahre Verfassungsgerichtshof 

Baden-Württemberg (Stuttgart)

22.09.2025 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (Stuttgart)

10.10.2025 Sitzung des Gesamtvorstands (Freiburg) / Justiz im Dialog 

„Bedrohung des Rechtsstaats und der Gewaltenteilung – Lehren aus dem Ausland“ 

13.10.2025 Verhandlung Musterklage (Freiburg)

17.10.2025 Besuch des geschäftsführenden Vorstands beim DRB Berlin

20.10.2025 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (ViKo)
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BEITRITTSERKLÄRUNG

             
 
 
 

 
Beitrittserklärung 

 
Ja, ich erkläre meinen Beitritt zum Deutschen Richterbund Baden-Württemberg, Verband der Richte-
rinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e.V. (DRB BW) 

Name/Vorname: Dienstbezeichnung: 

Dienststelle:   PLZ / Wohnort: 

Straße:   Telefon: 

Geburtsdatum: E-Mail-Adresse:  

 Assessor  Pensionär 
 ohne DRiZ 

 Ehegatte eines Mitglieds 
Name des Mitglieds: 

   

Ort, Datum Unterschrift 

  

Einzugsermächtigung für die Mitgliedsbeiträge 
(reguläre Mitgliedschaft 165,- €; Assessoren - längstens vier Jahre - 115,- €; Pensionäre 145,- € / ohne 
DRiZ 120,- €; Ehegatten von regulären Mitgliedern ohne DRiZ 110,- €; Ehrenmitglieder 80,- €) 
 
Hiermit ermächtige ich den DRB BW widerruflich, den von mir zu entrichtenden Vereinsbeitrag alljähr-
lich zum jeweiligen Fälligkeitszeitpunkt zu Lasten meines Kontos im Lastschriftverfahren einzuziehen. 

IBAN: BIC: 

Name der Bank:  Kontoinhaber: 
  

Ort, Datum Unterschrift 

  
Datenschutzbestimmungen: 
Ich willige ein, dass der o.g. Verein als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung/Einzugsermächtigung erhobenen 
personenbezogenen Daten (Vorname, Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefon-Nr., E-Mail-Adresse, Mitgliedsstatus, Dienst-
stelle, Bankverbindung, Eintrittsdatum) ausschließlich zum Zwecke der satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft, 
der Mitgliederverwaltung, des Beitragseinzugs und der Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein verarbeitet 
und nutzt. Eine Übermittlung von Daten an Dritte - namentlich an die Dachorganisation (DRB), den Zeitschriftenverlag (DRiZ), 
den Seniorenverband (nur Pensionäre) und an das Versicherungsunternehmen im Zusammenhang mit dem mitgliedschaftli-
chen Versicherungsschutz - findet nur im Rahmen der in der Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen 
sind notwendig zum Zwecke der Organisation und Durchführung der Mitgliedschaft. Bei Beendigung der Mitgliedschaft wer-
den die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht gemäß den gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen.  
 
 Ich willige - jederzeit widerruflich - darüber hinaus ein, dass meine Grunddaten (Vorname, Name, Geburtsdatum und Dauer 
der Vereinszugehörigkeit) auch nach Beendigung der Mitgliedschaft zu Dokumentations-/Archivzwecken beim Verein gespei-
chert bleiben. 
 
Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, 
die zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied bei fehlerhaften Daten ein 
Korrekturrecht. Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist: Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations-
freiheit Baden-Württemberg, Kontaktdaten unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/. 
  

Ort, Datum Unterschrift 
 

 

Bitte per Post an die Geschäftsstelle Hauffstr. 5 in 70190 Stuttgart oder eingescannt per E-Mail an info@drb-bw.de 

 

Deutscher Richterbund
Baden-Württemberg

Verband der Richterinnen und Richter,  
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte  
in Baden-Württemberg e. V.




